
18. August 2024

Haushaltskrise zwingt Deutschland zu
neuen Wegen in der Ukraine-Hilfe

Die SPD-kritik wächst: Deutschland denkt über weniger
Ukraine-Hilfe nach, während Finanzierungsquellen knapp

werden.

Die Zeichen stehen auf Veränderung: Aus Berlin erreichen uns
besorgniserregende Nachrichten zur Unterstützung der Ukraine.
Das Thema, das aktuell die politischen Debatten dominiert, ist
die künftige Finanzierung der deutschen Militärhilfen. Während
die Ukraine weiterhin auf jegliche Form der Unterstützung
angewiesen ist, sehen sich die Verantwortlichen in Deutschland
mit einem immer enger werdenden finanziellen Spielraum
konfrontiert.

Aktuell sind bereits genehmigte Waffenlieferungen auf dem
Weg, doch neue Militärhilfen scheinen durch die angespannten
Haushaltsverhältnisse und die Suche nach alternativen
Finanzierungsmöglichkeiten stark eingeschränkt. Ein zentrales
Element dieser Finanzierungsdebatte sind die eingefrorenen
russischen Staatsgelder, die möglicherweise zur Unterstützung
der Ukraine herangezogen werden könnten. Doch innerhalb der
Ampel-Koalition, zu der auch die SPD gehört, wird diese
Strategie kritisch hinterfragt.

Kritik aus eigenen Reihen

Inmitten dieser hitzigen Diskussion äußerte Michael Roth, SPD-
Politiker und Vorsitzender des Auswärtigen Ausschusses des
Bundestags, seine Bedenken. Er betont, dass die Debatte über
die künftige Finanzierung den Eindruck erwecke, Deutschland



wolle sich seiner Verantwortung entziehen. Roth ist der
Meinung: „Wir können unsere Sicherheit nicht von
Haushaltszwängen abhängig machen.“ Er weist ferner darauf
hin, dass die bereitgestellten 50 Milliarden Dollar aus einem
Hilfsfonds der G7 nicht ausreichen, um die dringend benötigten
Waffenlieferungen an die Ukraine aufrechtzuerhalten.

Die Position von Roth wird durch die Worte des Grünen-Politikers
Robin Wagener verstärkt. Er macht deutlich, dass die
Unterstützung der Ukraine „keinesfalls innenpolitischen
Erwägungen geopfert werden darf“. In Anbetracht des
bevorstehenden Wahlkampfs ruft er dazu auf, pragmatische
Lösungen unabhängig von politischen Interessen zu finden.
Dabei könnten Notlagenbeschlüsse oder Reformen zur
Schuldenbremse diskutiert werden, um sicherzustellen, dass
unentbehrliche Unterstützung bereitgestellt wird.

Schreiben von Lindner löst Debatte aus
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